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Vorwort

Gesellschaftliches Bild und
gesellschaftliche Stellung der
Frau haben sich in den letzten
Jahrzehnten radikal ge-
wandelt. Das Verhältnis der
Geschlechter zueinander ist
egalitärer geworden. Im Be-
ziehungs- und Familienleben
sind wirtschaftliche und emo-
tionale Aspekte viel deutlicher
voneinander getrennt. Berufs-
tätigkeit und gleicher Bil-
dungszugang für Mädchen

sind zur Normalität geworden, der traditionelle krasse
Ausbildungsnachteil ist völlig verschwunden.

Umso erstaunlicher ist es, wie beharrlich sich die
geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede über
die Jahrzehnte gehalten haben. Die Relation „3:2“
könnte beinahe als unverrückbar erscheinen, obwohl sie
im internationalen Vergleich hoch ist.

Da es sich bei dem Problem wohl auch um eines des
öffentlichen Bewusstseins handelt, halten wir es für
notwendig,  diese Unterschiede immer wieder aufzu-
zeigen und ihren Ursachen nachzugehen. Wichtig ist
auch der Ansatz des „gender mainstreaming“, der ja
das Verdienst hat, die Frage nach der geschlechts-
spezifischen Wirkung politischen Handelns auch dort
zu stellen, wo auf den ersten Blick kein Zusammenhang
gegeben zu sein scheint.

Die vorliegende Arbeit bringt die bestehenden Ein-
kommensunterschiede anhand der jüngsten verfügbaren
Statistiken in Erinnerung und prüft, inwieweit die Be-
steuerung – die ja prinzipiell geschlechtsneutral formu-
liert ist – diese Unterschiede abmildert oder verschärft.
Sie bietet auch Ansatzpunkte dafür, wie bei künftigen
Steuerreformen auf diese Wirkung besonders Bedacht
genommen werden kann.

Dr. Elfriede Fritz
Gender Mainstreaming Beauftragte des
Bundesministeriums für Finanzen

Vorwort



Executive Summary



Ist die Einkommensbesteuerung geschlechtsneutral?

Belastet die Einkommensbesteuerung Männer und
Frauen im gleichen Ausmaß? Diese Frage mag zunächst
paradox erscheinen, weil die Steuergesetzgebung doch
grundsätzlich geschlechtsneutral formuliert ist, doch
müssen wir erwarten, dass – gewollt oder ungewollt –
geschlechtsspezifische Wirkungen von ihr ausgehen. So
bestehen bekanntlich deutliche Unterschiede in der Höhe
der Erwerbseinkommen zwischen Männern und Frauen,
was sich nur bei einer reinen Proportionalsteuer nicht
auf die (prozentuelle) Steuerbelastung auswirken würde.
Auch der Zugang zu steuermindernden Bestimmungen
könnte unterschiedlich sein.

Die wichtigste Ausgangsbasis einer diesbezüglichen
Analyse ist die alljährlich herausgegebene Lohnsteuer-
statistik, die fast 5,8 Mio. Steuerfälle erfasst. Die letzte
verfügbare Auswertung bezieht sich auf das Jahr 2003.
Ergänzende Schlüsse können aus der Einkommen-
steuerstatistik 2002, die Einkünfte, Einkommen und Ein-
kommensteuer der veranlagten Einkommensteuer-
Pflichtigen zeigt, und der integrierten Statistik der Lohn-
und Einkommensteuer (die neueste für das Jahr 2002)
gezogen werden.  Diese fasst die Einkünfte lt. Ein-
kommensteuerstatistik mit den Bruttobezügen der Lohn-
steuerstatistik abzüglich der SV-Beiträge zusammen.

Im Einzelnen soll drei Fragen nachgegangen werden:

1. Wie vergleichen sich die Erwerbseinkommen von
Männern und Frauen?

2. Mildern Einkommen-/Lohnsteuer und Sozial-
abgaben bestehende Einkommensdiskrepanzen ab
oder verstärken sie sie?

3. Welche steuerlichen Bestimmungen spielen dabei
die Hauptrolle?

Die Antwort auf die erste Frage ist, dass die Unter-
schiede im Erwerbseinkommen von Männern und
Frauen in Österreich besonders deutlich ausgeprägt sind.
Obwohl sich die Einkommensdifferenz seit 1999 leicht
verringert hat, lag der durchschnittliche Jahresbrutto-
bezug der Arbeitnehmerinnen 2003 bei lediglich 61,2%
desjenigen ihrer männlichen Kollegen.

Bei den ganzjährig Beschäftigten ist die Relation mit
61,3% praktisch gleich. Ein Grund für den großen Unter-
schied ist, dass ca. ein Drittel der Arbeitnehmerinnen
teilzeitbeschäftigt ist, während der Anteil der Teilzeit-
beschäftigen bei den Männern nur 7% beträgt. Doch auch
die ganzjährig vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen
erreichen im Durchschnitt nur 69,3% (Tabelle 1). Be-
sonders ausgeprägt ist die Einkommensdiskriminierung
bei den Privatbeschäftigten, aber auch bei Beamten und
Vertragsbediensteten verdienen die Frauen deutlich
weniger.

Ist die Einkommensbesteuerung geschlechtsneutral?
Ein mögliches Argument, dass die Unterschiede durch
eine im Durchschnitt bessere Ausbildung der Männer
bedingt sind, wird weitgehend relativiert durch die
Tatsache, dass auch bei den Lehrlingen die Frauen-
einkommen eine wesentlich geringere Höhe erreichen.

Ein ähnliches Bild wie die Lohnsteuerstatistik zeigt
auch die Einkommensteuerstatistik 2002 (Tabelle 2). Die
Einkünfte der Frauen liegen bei durchschnittlich 58%
der Männereinkünfte, bei den Steuerfällen ist die Re-
lation mit 64% etwas besser. Auffällig ist, dass die durch-
schnittlichen Einkünfte der Frauen aus selbständiger
Arbeit relativ besonders niedrig sind, während bei den
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft und den
Nebeneinkünften die Frauen sogar leicht höher liegen.

Die Einkommensschere der unselbständig Be-
schäftigten ist in jungen Jahren noch geringer, öffnet sich
aber mit zunehmendem Alter: Bei den bis 25-jährigen
erreicht das relative Durchschnittseinkommen noch über
80%, sinkt für die nächsten 5 Jahre auf etwa drei Viertel
und liegt für die Altersgruppe der 51- bis 60-Jährigen
nur mehr bei etwa 60%. Die Integrierte Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik zeigt für die Altersgruppe
zwischen 55 und 60 noch niedrigere Relationen
(Tabelle 3), was allerdings darauf zurück zu führen ist,
dass in diesem Alter der Pensionistenanteil bei den
Frauen deutlich höher ist. Auch bei den unselbständig
Beschäftigten fällt die Relation im höheren Alter steil ab
(Tabelle 4). Dies ist wohl in erster Linie dadurch bedingt,
dass Personen in höheren Positionen – die ja hauptsäch-
lich von Männern besetzt werden – im Allgemeinen erst
relativ spät in Pension gehen und dass bei den Frauen
viele Fälle von Zuverdiensten zur Pension enthalten sein
dürften.

Da die Pension im Wesentlichen vom Erwerbsein-
kommen abhängt, setzt sich der Einkommensnachteil
der Frauen im Alter fort (63% für Personen mit ganz-
jährigen Bezug). Bereinigt man um das Pflegegeld (in
den Bruttobezügen enthalten), verschlechtert sich die Re-
lation auf 60,3%. Auch hier fällt der Unterschied
zwischen pensionierten Beamten (84%) und Privatbe-
schäftigten (64%, hier sind auch pensionierte Vertragsbe-
dienstete enthalten, was die Relation etwas zugunsten
der Frauen verschiebt) ins Auge.

Die Abmilderung von Einkommensunterschieden
durch entsprechende Einkommensbesteuerung ist in
Österreich wie in den meisten europäischen Industrie-
ländern weiterhin ein wichtiger Anspruch der Wirt-
schaftspolitik. Wie sieht unser Land dabei aus?

Ein Blick auf die Lohnsteuerstatistik 2003 zeigt, dass
in Österreich die gesetzlichen Abzüge Lohnsteuer und
Beiträge zur Gesetzlichen Sozialversicherung insgesamt
tatsächlich einkommensausgleichend wirken (Tabelle 5):
Arbeitnehmerinnen verbleiben im Durchschnitt mit



Ist die Einkommensbesteuerung geschlechtsneutral?

72,3% um 4,4 Prozentpunkte ihres Bruttoeinkommens
mehr als männlichen Arbeitnehmern. Damit ist aller-
dings nur etwa ein Zehntel des Einkommensunter-
schiedes ausgeglichen. Pensionistinnen verbleiben im
Durchschnitt mit 86,1% der Bruttopension sogar 6,1%
mehr als ihren männlichen Kollegen. Doch auch das
gleicht nur etwa ein Zehntel des geschlechtsspezifischen
Pensionsunterschiedes aus.

Trotz bereits abgezogener Sozialversicherungsbei-
träge und der Einbeziehung von Transferleistungen des
Bundes zeigt die Integrierte Lohn- und Einkommen-
steuerstatistik ein ähnliches Bild (Tabelle 6): Die durch-
schnittlichen Einkünfte der Frauen betragen 59%, ihre
Nettoeinkommen 67% der jeweiligen Durchschnitte der
Männer. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ein Großteil
der Transfers – Pensionen werden als Erwerbsein-
kommen geführt – aus Familienbeihilfen besteht, die
eigentlich nicht klar Männern oder Frauen zugeordnet
werden können. Auch die Einkommensteuerstatistik
2002 (Tabelle 7) zeigt die ausgleichende Wirkung der
Besteuerung: Während die Einkünfte bzw. das zu be-
steuernde Einkommen der Frauen nur 58%bzw. 57% der
Männerdurchschnitte betragen, verbessert sich die Re-
lation beim Nettoeinkommen auf 64%.

Dass die Verteilungswirkung der gesetzlichen Ab-
züge nicht größer ist, erklärt sich im Wesentlichen daraus,
dass Lohnsteuer und Sozialabgaben einander entgegen-
wirken: Die Tarifstruktur der Lohnsteuer ist progressiv
angelegt, d.h. die prozentuelle Steuerbelastung nimmt
mit steigendem Einkommen zu. Hingegen trägt die Ge-
setzliche Sozialversicherung der sozialen Belastbarkeit
vor allem im Wege einer freien Mitversicherung nicht er-
werbstätiger Angehöriger Rechnung, welche in der Sta-
tistik nicht abgebildet ist. Die Berechnungsformel für die
Sozialabgaben kann als eine Art Kompromiss zwischen
Versicherungs- und Verteilungsgedanken gesehen wer-
den: Bis zum Erreichen der Höchstbeitragsgrundlage ist
sie ein fester Prozentsatz des Einkommens. Darüber
hinausgehende Einkommensteile werden nicht mehr
einbezogen. Damit wirkt sie im unteren Teil proportional
und im oberen regressiv, dh. die prozentuelle Belastung
sinkt. 2003 lag etwa jeder vierzehnte Lohnsteuer-
pflichtige – von den ganzjährig Beschäftigten gut 13% -
bezüglich des Bruttoeinkommens über der Höchstbei-
tragsgrundlage, wovon 80% Männer waren.

Allerdings wird die geschlechtsspezifische Ver-
teilungswirkung der Gesetzlichen Sozialversicherung
deshalb unterschätzt, weil nicht erwerbstätige Familien-
angehörige frei mitversichert sind. Da sie nicht erwerbs-
tätig sind, scheinen sie in der Lohnsteuerstatistik nicht
auf. Pensionisten wieder leisten keinen Beitrag mehr zur
Pensions- und Arbeitslosenversicherung, die aus-
gleichende Wirkung der Lohnsteuer kommt für sie
stärker zum Tragen.

Die dritte Frage betrifft die geschlechtsspezifische
Wirkung einzelner einkommensteuerlicher
Begünstigungen. Es geht dabei um die formalen Steuer-
sätze sowie um Bestimmungen, welche die Steuerlast
vermindern. Dies kann durch Reduktionen der Be-
messungsgrundlage, durch Tarifbegünstigungen oder
durch Abzüge von der Steuer (Absetzbeträge) erfolgen.

Das Einkommensteuergesetz enthält eine Reihe von
Ausnahmebestimmungen, die vorwiegend den männ-
lichen Steuerpflichtigen zugute kommen (Tabelle 8). Bei
einigen Begünstigungen sind zwar die Pro-Kopf-Re-
lationen zum Bruttoeinkommen vergleichbar, jedoch ist
der Anteil der Begünstigten bei den Arbeitnehmerinnen
niedriger. Hinzu kommt, dass bei steuerfreien und
steuerbegünstigten Bezugsteilen, wie der Begünstigung
für den 13. und 14. Monatsbezug, der steuerliche Vorteil
mit höheren Einkommen steigt. Vom Alleinverdiener-
(AVAB) und Alleinerzieherabsetzbetrag (AEAB) profi-
tieren wesentlich mehr Männer (laut Integrierter Lohn-
und Einkommensteuerstatistik 2002 (Tabelle 6): 18% der
Männer bzw. 5% der Frauen), wobei – wie frühere Steuer-
statistiken zeigen – erwartungsgemäß bei den Männern
der AVAB und bei den Frauen der AEAB deutlich über-
wiegt. Bezüglich der Sonderausgaben (Teil der Frei-
beträge) ist die vorliegende Lohnsteuerstatistik nicht sehr
aussagekräftig, weil sie oft erst im Rahmen der Arbeit-
nehmerveranlagung geltend gemacht werden

Trotz der stärkeren Inanspruchnahme von Be-
günstigungen durch die Männer wird bei männlichen
Beschäftigten das Einkommen im selben Ausmaß dem
progressiven Tarif unterworfen wie bei weiblichen. Dies
liegt im Wesentlichen an den relativ höheren (abzugs-
fähigen) Sozialversicherungsbeiträgen. Dass bei den
männlichen Pensionisten die Bemessungsgrundlage so-
gar relativ etwas höher liegt, ist vor allem durch die
steuerfreien Ausgleichszulagen bedingt. Dies spielt aller-
dings praktisch wenig Rolle, weil Mindestpensionen
auch bei steuerpflichtigen Ausgleichszulagen nicht be-
steuert würden. Diese Steuerbefreiung führt jedoch dazu,
dass zusätzliche Einkommen nicht besteuert werden,
oder dass Alleinverdienern mit Kindern, welche eine
Ausgleichszulage beziehen, eine Negativsteuer zusteht,
Alleinverdienern  mit gleich hoher Eigenpension aber
nicht.

Zusammenfassend ergibt sich also folgendes Bild:
Die Erwerbseinkommen von Männern und Frauen

klaffen weiterhin stark auseinander, auch bei Bereini-
gung um soziale Stellung und Teilzeitarbeit. Der Ein-
kommensnachteil ist im mittleren und höheren Alter
größer als zu Beginn der Erwerbstätigkeit.

Es ginge über den gesetzten Rahmen hinaus, den
Ursachen für diese Einkommensunterschiede nachzu-
gehen und daraus politische Schlussfolgerungen abzu-
leiten. Wir wollen aber festhalten, dass die Einkommens-
politik vor allem an den Faktoren anzuknüpfen hat, die
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das Erwerbseinkommen bestimmen, während Korrek-
turen im Wege der öffentlichen Haushalte nur eine subsi-
diäre Rolle übernehmen können. Eine primäre Rolle der
Steuerpolitik ist aufgrund der Größenordnung der aufge-
zeigten Einkommensunterschiede schon rein rech-
nerisch ausgeschlossen.

So gleichen derzeit Lohn- und Pensionsabzüge
(Lohnsteuer und Sozialabgaben) nur etwa ein Zehntel
der Einkommensdiskrepanz zwischen Männern und
Frauen aus.

Spürbare zusätzliche Verteilungseffekte könnten nur
– soll von Steuererhöhungen abgesehen werden - im
Wege einer Erhöhung der Steuerfreigrenze oder einer
deutlichen Verbreiterung der Steuerbemessungsgrund-
lage durch Änderung wichtiger steuermindernder Be-
stimmungen erzielt werden.
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